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Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming 
- Der Vorsitzende - 

 

 

 

 

 

An die Mitglieder des 
Regionalvorstands der 
Regionalen Planungsgemeinschaft 
Havelland-Fläming 
 
 

Bearbeiterin: Tel.: E-Mail: Az.: Teltow, den 
Frau Kaiser -0 info@havelland-flaeming.de YB_04_p_öt 22.05.2026 

 

Protokoll 

des öffentlichen Teils der Sitzung des Regionalvorstands der Regionalen Planungsgemein-

schaft Havelland-Fläming am 22. Mai 2026  

Teilnehmerinnen und Teilnehmer: 

Anwesende Mitglieder des Regionalvorstands Weitere Anwesende 

Köhler, Marko  Dr. Zimmermann, Thomas (GL 3) 

Gericke, Karsten Von der Planungsstelle anwesend: 

Kaluza, David Klauber, Lutz  

Lewandowski, Roger Kaiser, Susann 

Oehme, Bodo Naubert, Torsten 

Seiler, Ines Stöck, Lydia 

Walter, Andreas   

Wehlan, Kornelia  

Entschuldigt:  

Şahin-Connolly, Wiebke (Ausschussvorsitzende)  

Ort:  Rathaus Kleinmachnow, Bürgersaal, Adolf-Grimme-Ring 10, 14532 Kleinmachnow 

Zeit: 09:00 – 11:26 Uhr 

Tagesordnung: 

TOP 1 Begrüßung, Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung sowie der Beschluss-

fähigkeit und Bestätigung der Tagesordnung 

TOP 2 Bestätigung des Protokolls des öffentlichen Teils der Sitzung des Regionalvor-

stands vom 10.10.2025 

TOP 3 Bericht über die Tätigkeit des beratenden Ausschusses für Planungsarbeit 

TOP 4 Regionalplanung 

4.1 Beschlussempfehlung an die Regionalversammlung zum 2. Entwurf des Regio-

nalplans Havelland-Fläming 3.0 
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4.2 Beschlussempfehlung an die Regionalversammlung zur 1. Änderung des Sachli-

chen Teilregionalplans Windenergienutzung 2027 

4.3 Bericht über den Stand der Ausweisung von Beschleunigungsgebieten für die 

Windenergie an Land gemäß § 28 ROG 

TOP 5 Überörtliche Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung durch das Kommu-

nale Prüfungsamt des Ministeriums des Innern und für Kommunales 

Information über den Abschlussbericht vom 5. März 2026 

TOP 6 Rechtsangelegenheiten der Regionalen Planungsgemeinschaft 

6.1 Änderung der Hauptsatzung der Regionalen Planungsgemeinschaft 

6.2 Neufassung der Entschädigungssatzung der Regionalen Planungsgemeinschaft 

6.3 Änderung der Geschäftsordnung der Regionalversammlung 

6.4 Anwendung von Vorschriften der Geschäftsordnung der Regionalversammlung für 

die Sitzungen des Regionalvorstands 

TOP 7 Einwohnerfragestunde 

TOP 8 Verschiedenes (Mitteilungen, Anfragen und Termine) 

Sitzungsverlauf: 

TOP 1 Begrüßung, Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung sowie der Beschlussfä-

higkeit und Bestätigung der Tagesordnung 

Der Vorsitzende, Herr Landrat Köhler, eröffnet die Sitzung des Regionalvorstands und begrüßt 

die Vorstandsmitglieder sowie die anwesenden Gäste. 

Der Vorsitzende informiert darüber, dass Herr Oberbürgermeister a. D. Scheller nicht vertreten 

werden kann. Weiter informiert er darüber, dass die Ausschussvorsitzende Frau Bürgermeisterin 

Şahin-Connolly nicht an der Sitzung teilnehmen kann.  

Der Vorsitzende begrüßt Herrn Dr. Zimmermann als Vertreter der Landesplanungsbehörde. 

Er stellt bei fünf anwesenden stimmberechtigten Mitgliedern des Regionalvorstands die Beschluss-

fähigkeit fest. 

Die Einladung zur Sitzung sei mit Postausgang vom 30.04.2026 fristgerecht erfolgt. Der Vorsit-

zende stellt die ordnungsgemäße Einladung fest.  

Der Vorsitzende informiert darüber, dass keine Anträge zur Tagesordnung bei der Regionalen Pla-

nungsstelle eingegangen sind. Er bittet um Abstimmung über die Tagesordnung.  

Abstimmungsergebnis:  

Ja-Stimmen:  5 

Nein-Stimmen: 0 

Enthaltungen:  0 

Die Tagesordnung ist einstimmig bestätigt. 
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TOP 2  Bestätigung des Protokolls des öffentlichen Teils der Sitzung des Regionalvor-

stands vom 10. Oktober 2025 

Der Vorsitzende teilt mit, dass keine Einwendungen zum Protokoll bei der Regionalen Planungs-

stelle eingegangen seien. Er bittet um Wortmeldungen zum Protokoll der öffentlichen Sitzung vom 

10. Oktober 2025.  

Herr Walter teilt mit, dass die Landeshauptstadt darum bitte, dass der letzte Satz des ersten Ab-

satzes auf der Seite 6 gestrichen wird.  

Herr Klauber weist auf Aufforderung durch den Vorsitzenden darauf hin, dass die betreffende Aus-

sage so in seinem Vortrag vorgenommen wurde. Das Protokoll diene der Dokumentation der In-

halte der Sitzung. Eine Streichung sei daher nicht sachgerecht. Es werden keine weiteren Wort-

meldungen angezeigt. Der Vorsitzende bittet um Abstimmung über das Protokoll. 

Abstimmungsergebnis:  

Ja-Stimmen:  5 

Nein-Stimmen: 0 

Enthaltungen:  1 

Der Vorsitzende stellt die Bestätigung des Protokolls der öffentlichen Sitzung vom 10. Oktober 2025 

fest. Er schließt den Tagesordnungspunkt 2. 

TOP 3  Bericht über die Tätigkeit des beratenden Ausschusses für Planungsarbeit 

Der Vorsitzende informiert darüber, dass den Mitgliedern des Vorstands der 2. Tätigkeitsbericht 

des Ausschusses für Planungsarbeit mit den Sitzungsunterlagen übergeben worden sei. Er fragt, 

ob es dazu Aussprachebedarf gebe. Es werden keine Wortmeldungen angezeigt. Der Vorsitzende 

schließt den Tagesordnungspunkt 3. 

TOP 4  Regionalplanung 

4.1  Regionalplan Havelland-Fläming 3.0  

Der Vorsitzende erinnert daran, dass die Regionalversammlung in ihrer Sitzung am 26. Juni 2025 

den 2. Entwurf des Regionalplans Havelland-Fläming 3.0 gebilligt sowie beschlossen habe, den 

Entwurf im Internet zu veröffentlichen und das Beteiligungsverfahren durchzuführen. Bis ein-

schließlich 21. Oktober 2025 sei Gelegenheit gegeben gewesen, Stellungnahmen abzugeben. In 

der Sitzung der Regionalversammlung am 27.11.2025 habe die Regionale Planungsstelle über den 

Stand des Beteiligungsverfahrens berichtet. Die Auswertung und Bearbeitung der Stellungnahmen 

sei jetzt abgeschlossen. Der erreichte Arbeitsstand gebe Anlass dafür, die Entscheidung über den 

Abschluss des Verfahrens vorzubereiten.  

Herr Walter fragt, ob die Stellungnahme der Landeshauptstadt Potsdam vorläge. Herr Klauber 

bestätigt dies.  

Der Vorsitzende gibt das Wort an Herrn Klauber für einen Sachvortrag. 

Herr Klauber unterstützt seinen Sachstandsbericht mit einer visuellen Präsentation. (als Anlage 

beigefügt) Er bestätigt, dass bis einschließlich 21. Oktober 2025 Stellungnahmen zum 2. Entwurf 

des Regionalplans 3.0 abgegeben werden konnten. Insgesamt seien 418 Stellungnahmen einge-

gangen, denen 1.119 Anregungen, Bedenken und Hinweise entnommen werden konnten. (Folie 6) 

Eine besonders große Anzahl von Anregungen, Bedenken und Hinweisen betreffe das Thema 

oberflächennahe Rohstoffgewinnung. Dieser Sachverhalt sei unter anderem darauf zurückzufüh-

ren, dass sich Bürgerinnen und Bürger kritisch zu den beabsichtigten Festlegungen des 
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Vorranggebiets „Fresdorfer Heide“ und des Vorbehaltsgebiets „Plötzin Ost“ geäußert hätten. (Fo-

lien 9, 10) Herr Klauber gibt einen Überblick darüber, in welchem Umfang von den Städten, Ge-

meinden und Ämtern bzw. von den Landesbehörden und Landkreisen die verschiedenen Themen 

des Regionalplans angesprochen wurden. (Folien 11, 12) 

Herr Klauber bittet mit Einverständnis des Vorsitzenden Herrn Naubert zum Thema oberflächen-

nahe Rohstoffe fortzusetzen. 

Herr Naubert unterstützt seinen Vortrag zum Thema oberflächennahe Rohstoffe mit einer visuellen 

Präsentation. Eingangs bestätigt er die zuvor dargestellte thematische Schwerpunktsetzung auf die 

oberflächennahen Rohstoffe im Rahmen des zweiten Beteiligungsverfahrens. Abzüglich der vor-

gebrachten 63 Einwendungen zur Windenergie (Ablehnung sowie weitere Vorranggebiete Wind) 

beträfen von den 1.056 vorgebrachten Anregungen, Bedenken und Hinweisen 465 das Thema 

oberflächennahe Rohstoffe. Gleichförmige Einwendungen seien dabei bereits zusammengefasst. 

(Folie 2)  

Auf der Grundlage der in der Richtlinie der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung für Regio-

nalpläne empfohlenen Kriterien (Folie 3) geht er zunächst auf die Schwerpunktsetzungen in den 

Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange ein. 

Das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe des Landes Brandenburg (LBGR) habe sich 

in Bezug auf die ursprünglich vorgeschlagenen Flächen in einer Gesamtgröße von 7.960 ha mit 

der Festlegung von 38 Flächen sowie der Nichtfestlegung von 19 Flächen einverstanden erklärt. 

Darüber hinaus habe es 44 Vorschläge von Rohstoffgebieten erneut bzw. in Abänderung geltend 

gemacht. Das LBGR habe sich mit der Anwendung des Planungskonzeptes und der auf die jeweils 

vorgeschlagenen Einzelflächen dargelegten Behandlung zur Reduzierung möglicher Raumnut-

zungskonflikte nicht einverstanden erklärt. Vielmehr habe es auf die Möglichkeit verwiesen, über 

alle betroffenen Umweltbelange und Waldflächenausgleiche in den Abbauzulassungsverfahren 

selbst zu entscheiden. Herr Naubert zeigt Beispiele für vom LBGR vorgeschlagene Flächenände-

rungen (Fichtenwalde, Medewitz, Petzow, Tremsdorf, Wildenbruch) und begründet die Nichtfestle-

gung gemäß Planungskonzept des Regionalplans Havelland-Fläming 3.0. (Folien 4 bis 9)  

Das Landesamt für Umwelt (LfU) habe Korrekturen in den Umweltdokumentationen zu sieben Ge-

bieten (Steckbriefe, Umweltbericht) angeregt, um den Nachweis zu erbringen, dass zu erwartende 

Umweltauswirkungen auf ein voraussichtlich unerhebliches Maß gemindert werden können. Diese 

Korrekturen entsprächen dem Planungskonzept und seien ausgeführt worden (Folie 10). Herr Nau-

bert verweist weiter auf die im Rahmen des ersten Beteiligungsverfahrens auf Grundlage der Stel-

lungnahme des LfU bereits erfolgten umfangreichen Flächenänderungen infolge der Betroffenheit 

von Landschaftsschutzgebieten, Biotopen sowie Ausgleichs- und Kompensationsflächen. (Fo-

lie 10) 

Der Landesforstbetrieb (LFB) habe geltend gemacht, die geplante Größenordnung der potenziellen 

Waldinanspruchnahme widerspräche dem Bundes- und dem Landeswaldgesetz bezüglich Wald-

erhalt, erforderlicher Waldmehrung und Sicherung der Belange des Waldes bei Vorhaben. Waldi-

nanspruchnahmen seien Eingriffe nach Naturschutzrecht, die zu vermeiden seien. Eingriffe in den 

Wald seien durch Ersatzaufforstungen zu kompensieren, um dem Leitziel der Waldgesetze, den 

Wald zu erhalten und erforderlichenfalls zu mehren, gerecht zu werden. Herr Naubert stellt heraus, 

dass das Planungskonzept für die Bestimmung von Flächen als Vorrang- und Vorbehaltsgebiet 

zum Schutze bedeutsamer Waldflächen bereits darauf abziele, Waldgebiete gemäß Waldfunktio-

nenkartierung (nach LFB sog. „nicht kompensierbare Waldfunktionen“) nicht zu beanspruchen. 

Über den Umgang mit schutzwürdigen Waldfunktionsflächen kleinräumiger Ausprägung und 



22.05.2026 Seite 5 von 15 YB_04_p_öt 

 

Waldfunktionsflächen, die ursächlich mit Rohstoffabbau bzw. gewerblicher Nutzung in der Nach-

barschaft zusammenhängen (z. B. Wald auf erosionsgefährdetem Standort, Immissionsschutz-

wald), könne in Rahmen- bzw. Abbaubetriebsplänen im Zulassungsverfahren entschieden werden. 

Bezüglich der Wälder ohne besondere Waldfunktionen könne davon ausgegangen werden, dass 

festgelegte größere Flächen nicht innerhalb eines kurzen Zeitraums vollständig der Rohstoffgewin-

nung unterliegen, sondern von einem, in den Betriebsplänen festgelegten, sukzessiven Abbaufort-

schritt in zeitlichen Stufen erfasst werden. Mit Verlagerung der Rohstoffgewinnung innerhalb des 

Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebietes könne auf abgeschlossenen Gewinnungsflächen bereits mit ei-

ner Wiederaufforstung des bisherigen Waldes begonnen werden. Die Rohstoffgewinnung vollstän-

dig auf unbewaldete Flächen zu verlegen, mehre außerdem Konflikte mit anderen Landnutzungen. 

Zudem käme der Standortgebundenheit von Rohstoffvorkommen in der Behandlung der Raumnut-

zungsansprüche ein besonderes Gewicht zu. Die Waldinanspruchnahme bewege sich auf dem 

Niveau des Regionalplans 2020. (Folien 11, 12) 

Im zweiten Teil des Berichts über das Thema oberflächennahe Rohstoffgewinnung geht Herr Nau-

bert auf die von Bürgern und Bürgerinnen vorgebrachten Einwendungen zu zwei Rohstoffgebieten 

ein. Er beginnt mit dem Vorranggebiet VR 05 „Fresdorfer Heide“. (Folie 13)  

Der Planfeststellungsbeschluss des LBGR zum Vorhaben „Änderung und Erweiterung des 

Kiessandtagebaus Fresdorfer Heide“ vom 10.11.2023 sei zwar vor dem Oberverwaltungsgericht 

Berlin-Brandenburg beklagt, jedoch habe das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg bereits 

einen Eilantrag des BUND e. V. Brandenburg gegen den Planfeststellungsbeschluss mit der Be-

gründung abgelehnt, der Planfeststellungsbeschluss werde sich im Hauptsacheverfahren voraus-

sichtlich als rechtmäßig erweisen (Beschluss vom 15.12.2023 – OVG 11 S 53/23, Folie 14). Der 

Planfeststellungsbeschluss entfalte weiter seine Rechtswirkungen und binde Behörden in ihren 

Entscheidungen. Der Planfeststellungsbeschluss habe viele von den Bürgerinnen und Bürgern vor-

getragene Sachverhalte bereits behandelt. Mit der Festlegung des VR 05 „Fresdorfer Heide“ werde 

zudem nicht über die Errichtung und den Betrieb einer Deponie entschieden. Eine solche Entschei-

dung werde auch nicht begünstigt. 

Es sei auch geprüft worden, das Vorranggebiet VR 05 „Fresdorfer Heide“ um die Fläche, die gemäß 

Planfeststellungsbescheid für den Zweck einer geplanten Nachnutzung hergerichtet werden soll 

(standsicherer Hohlkörper = potenzieller Deponiestandort), zu verkleinern. Eine Verkleinerung sei 

jedoch nicht vorzunehmen, da auch auf dieser Fläche noch in geringem Umfang Gewinnungstätig-

keiten vorgesehen seien und die Herstellung eines standsicheren Hohlkörpers eine bergbauliche 

Tätigkeit darstelle. Für die Errichtung und den Betrieb einer Deponie sei ein gesondertes Planfest-

stellungsverfahren durchzuführen. 

Herr Naubert stellt weiter die Einwendungen von Bürgern gegen die Festlegung des VB 26 „Plöt-

zin-Ost“ vor. (Folie 16) Er begründet den Umgang mit diesen Sachverhalten und betont, dass die 

ursprünglich vom LBGR vorgeschlagene, 140 ha umfassende Fläche im 2. Planentwurf auf 27 ha 

verkleinert worden war. Dabei sei das in Planung befindliche Wasserschutzgebiet (Folie 17) be-

rücksichtigt worden. Es werde davon ausgegangen, dass die Festsetzung des Wasserschutzge-

bietes demnächst ins Verfahren gebracht werden wird. Für die verbliebenen 27 ha käme der 

Standortgebundenheit von Rohstoffvorkommen in der Behandlung der Raumnutzungsansprüche 

ein besonderes Gewicht zu. Er verweist darauf, dass die Festlegung von Vorbehaltsgebieten nicht 

letztabgewogen ist. 

Herr Naubert teilt mit, dass im Ergebnis des Beteiligungsverfahrens von der Regionalen Planungs-

stelle vorgeschlagen werde, am Planungskonzept und den Festlegungen oberflächennahe 
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Rohstoffe festzuhalten. (Folie 18) Er beendet seinen Bericht und steht für Nachfragen zur Verfü-

gung. 

Herr Walter fragt, ob die Stellungnahme der Landeshauptstadt Potsdam vorläge.  

Herr Naubert bestätigt den Eingang der Stellungnahme. Er verweist darauf, dass die vom LBGR 

im Gebiet der Landeshauptstadt Potsdam vorgeschlagenen Flächen in Anwendung des Planungs-

konzeptes nicht im Regionalplan Havelland-Fläming festgelegt werden. Im Rahmen des Bestands-

schutzes resultieren für bestehende Gewinnungszulassungen hieraus aber keine Beeinträchtigun-

gen (Beispiel Abbau Potsdam-Süd am Berliner Außenring der Eisenbahn). 

Frau Wehlan bedankt sich für die mündlichen Informationen und bittet um schriftliche Übermittlung 

dieser vor der Einberufung der nächsten Regionalversammlung. 

Herr Klauber fährt zum Thema Vorbehaltsgebiete Siedlung fort. Er teilt mit, dass dieses Thema 

besonders häufig in den Stellungnahmen der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung und des 

Landesbetriebs Forst aufgegriffen wurde. Es werde vorgeschlagen, Anregungen der Gemeinsamen 

Landesplanungsabteilung durch Änderungen der Begründung zu berücksichtigen und im Übrigen 

am Planungskonzept und den Festlegungen festzuhalten. (Folien 15, 16) Der Landesbetrieb Forst 

kritisiere die Überplanung von Waldflächen. (Folie 17) Herr Klauber gibt einen Überblick darüber, 

in welchem Umfang sich Festlegungen des Regionalplans mit Waldflächen nach der Forstgrund-

karte überschneiden. (Folie 19) Er zeigt Beispiele für Überschneidungen von Vorbehaltsgebieten 

Siedlung mit Waldflächen (Folien 20 bis 25) und stellt dabei besonders die „Waldgemeinden“ her-

aus. Er geht auch besonders auf den 2. Bauabschnitt des Wohnquartiers Beelitz-Heilstätten ein. 

(Folie 25) Er erläutert die Einschätzungen, auf deren Grundlage die Entscheidung empfohlen 

werde, an den Festlegungen unverändert festzuhalten. (Folien 26, 27) 

Der Vorsitzende hebt hervor, dass eine zu restriktive Siedlungsflächenausweisung auf dem Land 

den Potenzialen nicht gerecht werde und für zukünftigen Wohnungsbau auch hier Flächen bereit-

gestellt werden sollten. Die positiven Entwicklungen im Südwesten des Landes würden durch neue 

Rankings bestätigt. 

Herr Gericke teilt die Meinung des Vorsitzenden.  

Herr Lewandowski hebt hervor, die Bevölkerungsentwicklung in der Fläche sei für den Erhalt so-

zialer und technischer Infrastruktur (insbesondere auch der Bahnhöfe) sehr wichtig. Es müsse an 

den Festlegungen festgehalten werden.  

Herr Dr. Zimmermann teilt mit, dass viele Gemeinden ihre Eigenentwicklungsoption nicht ausrei-

chend nutzen. Es seien tatsächlich nur drei Gemeinden durch die Eigenentwicklungsoption be-

grenzt worden. Er stellt klar, dass die flächenhafte Festlegung der Vorbehaltsgebiete Siedlung nicht 

in Frage gestellt werde. Es ginge mehr um Fragen der Begründung. 

Frau Seiler verweist darauf, dass die Bahnhaltepunkte für die Entwicklung der Siedlungsflächen 

eine große Rolle spielen. Sie stimme den Einschätzungen der Regionalen Planungsstelle zu. Dar-

über hinaus teilt Frau Seiler mit, dass bezahlbarer Wohnraum geschaffen werden muss. Die Auf-

lagen zum Bauen verursachten hohe Kosten.  

Herr Oehme stimmt dem zu. Die Auflagen zum Bauen seien zu hoch, sodass es nicht möglich sei, 

bezahlbaren Wohnraum zu schaffen.  

Frau Wehlan teilt mit, dass im ländlichen Raum über die Jahre verschiedene ÖPNV-Angebote in 

Optimierung zu Fuß- und Radverkehr entwickelt wurden. Das Thema sei ein wichtiger Bestandteil 

im Regionalplan.  

Dr. Zimmermann erklärt, dass es wichtig sei, die Siedlungsflächen über Nachverdichtung stärker 
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auszunutzen. So könne auch Wohnraum für die einkommensschwachen Haushalte geschaffen 

werden.  

Der Vorsitzende fügt hinzu, dass es Leitlinien geben sollte, jedoch mit weniger Restriktionen. Es 

müsse mehr Vertrauen in sachgerechte Vor-Ort-Einschätzungen der kommunalen Entscheidungs-

träger gesetzt werden. Er gibt das Wort an Herrn Klauber zur Fortführung seines Sachstandsbe-

richts. 

Herr Klauber fährt in seinem Bericht mit dem Thema großflächige gewerblich-industrielle Vorsor-

gestandorte fort. Er gibt einen Überblick darüber, in welchen Stellungnahmen das Thema am häu-

figsten angesprochen wurde. Er teilt mit, dass fast ausschließlich Sachverhalte und Bewertungen 

mitgeteilt worden seien, die bereits im ersten Beteiligungsverfahren behandelt worden sind. Die 

Stadt Luckenwalde schlage die Beibehaltung des großflächigen gewerblich-industriellen Vorsorge-

standorts „Forst Zinna“ vor. Die Belegenheitskommune Stadt Jüterbog stimme dem Wegfall hinge-

gen zu. (Folie 30) Er erläutert weiter zu dem Sachverhalt, dass sich im Umfeld des großflächigen 

gewerblich-industriellen Vorsorgestandorts „Paterdamm/Krahne“ ein Wolfsrevier etabliert habe. 

(Folien 31, 32) Er teilt die Bewertung mit, dass an der Festlegung des großflächigen gewerblich-

industriellen Vorsorgestandorts „Paterdamm/Krahne“ unverändert festgehalten werden könne. 

Herr Klauber fährt in seinem Bericht mit dem Thema Vorbeugender Hochwasserschutz fort. Er gibt 

einen Überblick darüber, in welchen Stellungnahmen das Thema am häufigsten angesprochen 

wurde. (Folie 37) Er stellt heraus, dass Entscheidungen zu den folgenden Anforderungen getroffen 

werden müssen (Folie 38): 

1. Festlegung der Flächen des HQ100 als Vorranggebiete vorbeugender Hochwasserschutz, zu-

mindest aber für die Flächen, die von der zuständigen Wasserbehörde noch nicht als Über-

schwemmungsgebiet festgelegt sind bzw. aus Vorschriften der DDR übergeleitet worden sind. 

2. Übernahme der neu berechneten Flächenkulissen des HQ100 und HQextrem (Dezember 

2025) 

Herr Klauber verweist auf die Anforderung nach der Festlegung II.2.1 des Länderübergreifenden 

Raumordnungsplans für den Hochwasserschutz. Er informiert darüber, dass aufgrund der Beson-

derheiten der Hochwassergefahren in der Region die Einschätzung vertreten wurde, dass ein Ver-

zicht auf die Festlegung von Vorranggebieten begründet werden könne. (Folie 39) Er teilt mit, dass 

in den Stellungnahmen des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung und des Ministe-

riums für Land- und Ernährungswirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz (MLEUV) des Landes 

Brandenburg eine andere Bewertung angeregt werde. Er gibt zu bedenken, dass bei einer solchen 

Änderung im laufenden Verfahren keine ausreichende Möglichkeit bestehen würde, die Adressaten 

der Planung – insbesondere die Städte und Gemeinden – frühzeitig einzubeziehen. Dieser Sach-

verhalt werde von der Regionalen Planungsstelle als nachteilig bewertet. Aufgrund der zu berück-

sichtigenden Bindungswirkung eines Ziels der Raumordnung sei nach Einschätzung der Regiona-

len Planungsstelle eine Vorbereitungsphase für eine solche Planänderung erforderlich. Von der 

Regionalen Planungsstelle werde daher vorgeschlagen, die angeregte Ausweisung von Vorrang-

gebieten in Abstimmung mit den Kommunen und anderen Stellen zunächst näher zu erörtern und 

anschließend gegebenenfalls in einem nachfolgenden Änderungsverfahren vorzunehmen. 

Herr Klauber erläutert anhand von Kartenauszügen flächenhafte Auswirkungen der aktualisierten 

Modellierung der Überschwemmungsbereiche des HQextrem und gibt eine zusammenfassende 

Bewertung ab. (Folien 40 bis 46) Er erläutert Möglichkeiten, wie im laufenden Verfahren mit diesen 

Veränderungen umgegangen werden könne. (Folie 48) Er vertritt die Einschätzung, dass die zu 

treffende Entscheidung unter Abwägung der Aspekte: veränderte Gefahrenlage, Rechtssicherheit 

der Planung und angemessene Dauer des Verfahrens vorgenommen werden müsse. Im Ergebnis 
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werde von der Regionalen Planungsstelle vorgeschlagen, die betroffene Festlegung „Vorbehalts-

gebiete vorbeugender Hochwasserschutz“ (G 2.1.1) jetzt nicht zu ändern. Auf die veränderte Da-

tenlage müsse in der Planbegründung hingewiesen werden. Eine Übernahme der aktuellen Flä-

chenkulisse könne in einem auch aus den zuvor benannten Gründen in Aussicht zu nehmenden 

Änderungsverfahren vorgenommen werden. Eine Zustimmung des Landesamtes für Umwelt und 

des Ministeriums für Land- und Ernährungswirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz liege noch 

nicht vor, werde aber vor dem Termin der Sitzung der Regionalversammlung am 25. Juni 2026 

erwartet. 

Abschließend erläutert Herr Klauber, dass im Ergebnis des Beteiligungsverfahrens an der Festle-

gung der Vorranggebiete Landwirtschaft festgehalten werden könne. (Folien 34 und 35) 

Der Vorsitzende dankt Herrn Klauber für seinen Bericht. Es werden Wortmeldungen angezeigt.  

Herr Dr. Zimmermann weist darauf hin, dass für die vorgeschlagene Verfahrensweise in Bezug 

auf die Festlegungen zum vorbeugenden Hochwasserschutz nach Einschätzung der Gemeinsa-

men Landesplanungsabteilung die Zustimmung der zuständigen Landesfachbehörde und des Um-

weltministeriums erforderlich sei.  

Herr Lewandowski stimmt der Empfehlung der Regionalen Planungsstelle zu.  

Herr Gericke unterstützt ebenfalls den Vorschlag der Regionalen Planungsstelle.  

Der Vorsitzende ruft die Beschlussvorlage 04/04/01 auf und bittet um Abstimmung. 

Der Beschlussantrag lautet: 

„Der Regionalvorstand beschließt: 

1. Der Regionalvorstand beauftragt die Regionale Planungsstelle, den Beschluss einer Satzung 

über den Regionalplan Havelland-Fläming 3.0 auf der Grundlage des in den textlichen und 

zeichnerischen Festlegungen unveränderten 2. Entwurfs vom 26. Juni 2025 vorzubereiten. 

2. Der Regionalvorstand empfiehlt der Regionalversammlung den in den textlichen und zeichne-

rischen Festlegungen unveränderten 2. Entwurf des Regionalplans Havelland-Fläming 3.0 

vom 26. Juni 2025 als Satzung zu erlassen.“ 

Abstimmungsergebnis:  

Ja-Stimmen:  8 

Nein-Stimmen: 0 

Enthaltungen:  0 

Die Beschlussvorlage 04/04/01 ist einstimmig angenommen. 

TOP 4.2  1. Änderung des Sachlichen Teilregionalplans Windenergienutzung 2027 

Der Vorsitzende erinnert daran, dass die Regionalversammlung am 27. November 2025 den Ent-

wurf der 1. Änderung des Sachlichen Teilregionalplans Windenergienutzung 2027 vom 27. Novem-

ber 2025 gebilligt und beschlossen habe, die Beteiligung der Öffentlichkeit und der in ihren Belan-

gen berührten öffentlichen Stellen durchzuführen. 

Die öffentliche Bekanntmachung über die Durchführung des öffentlichen Beteiligungsverfahrens 

sei im Amtsblatt für Brandenburg Nr. 1 vom 14. Januar 2026 erfolgt. In der Zeit vom 22. Januar bis 

zum 27. Februar 2026 sei Gelegenheit gegeben worden, Stellungnahmen abzugeben. 

Die Auswertung und Bearbeitung der Stellungnahmen sei abgeschlossen. Der erreichte Arbeits-

stand gebe Anlass dafür, die Entscheidung über den Abschluss des Verfahrens vorzubereiten. 
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Der Vorsitzende gibt das Wort an Herrn Klauber für einen Sachvortrag. 

Herr Klauber dankt dem Vorsitzenden und beginnt seinen Sachstandsbericht, den er mit einer 

visuellen Präsentation unterstützt. (siehe Anlage) 

Er erinnert an die Beschlüsse der Regionalversammlung vom 27. November 2025 und gibt Infor-

mationen zum bisherigen Ablauf des Beteiligungsverfahrens. Er teilt mit, dass insgesamt 155 Stel-

lungnahmen in der Regionalen Planungsstelle eingegangen sind, denen 353 Anregungen, Beden-

ken und Hinweise entnommen werden konnten. (Folien 51 bis 54) Er informiert darüber, dass – 

soweit auf die beabsichtigten Festlegungen im Einzelnen Bezug genommen wurde – die Festle-

gung des VRW 56 „Mückendorf“ im Mittelpunkt des Interesses stand. (Folie 55) Den Stellungnah-

men konnten keine Mitteilungen entnommen werden, die Anlass für eine Änderung der Festlegun-

gen geben würden. (Folien 56 bis 58) Er informiert über das Inkrafttreten der Änderung des Flä-

chennutzungsplans der Stadt Baruth/Mark für den Bereich des Windparks Mückendorf. Aufgrund 

der mit dem Genehmigungsbescheid vorgenommenen Änderung bestehe eine noch größere flä-

chenhafte Übereinstimmung des VRW 56 mit dem im Flächennutzungsplan nunmehr rechtswirk-

sam ausgewiesenen Windgebiet. (Folie 59) 

Er informiert weiter über die Mitteilung eines Vorkommens der Nordfledermaus im Umfeld des Vor-

ranggebiets für die Windenergienutzung „Mückendorf“. Unter Bezugnahme auf die Stellungnahme 

des Landesamts für Umwelt teilt er mit, dass sich aus diesem Sachverhalt für die Entscheidung, 

das VRW 56 „Mückendorf“ festzulegen, keine Auswirkungen ergeben. (Folie 60) Das Landesamt 

vertrete jedoch die Einschätzung, dass das VRW 56 „Mückendorf“ nicht als Beschleunigungsgebiet 

für die Windenergie an Land ausgewiesen werden könne. Obwohl die Begründung für diese Ein-

schätzung nicht vollständig nachvollzogen werden könne, könne der Forderung des Landesamts 

nachgekommen werden. Er verweist darauf, dass die Ausweisung von Beschleunigungsgebieten 

an Land ein planerischer Akt besonderer Art sei und nicht auf der Ebene der Abwägung stattfinde. 

Es sei daher vertretbar, der fachlichen Bewertung des Landesamtes für Umwelt zu folgen. Da die 

Ermittlung und Bewertung der artenschutzrechtlichen Sachverhalte für den Windpark Mückendorf 

bereits stattgefunden haben, sei von einer Ausweisung des VRW 56 „Mückendorf“ als Beschleuni-

gungsgebiet kein nennenswerter Beschleunigungseffekt zu erwarten. (Folie 61) 

Herr Klauber teilt weiter mit, dass nach den Ergebnissen des Beteiligungsverfahrens an der unver-

änderten Festlegung des VRW 32.1 „Hohenseefeld-Ihlow-Erweiterung“ festgehalten werden 

könne. Das gelte auch für die Ausweisung als Beschleunigungsgebiet. (Folie 62) 

Er informiert über weitere für eine Festlegung als Vorranggebiet für die Windenergienutzung vor-

geschlagene Gebiete, deren Festlegung nach den Kriterien des Planungskonzepts jedoch nicht in 

Betracht gezogen werden könne. Er teilt in diesem Zusammenhang mit, dass die Klage der Ge-

meinde Bensdorf gegen die immissionsschutzrechtliche Genehmigung für den Windpark Herren-

hölzer am 17.03.2026 abgewiesen wurde. Auf die von der Regionalversammlung vorgenommene 

Entscheidung, das Gebiet des Windparks Herrenhölzer nicht als Vorranggebiet für die Windener-

gienutzung festzulegen, habe dieser Sachverhalt keine Auswirkung. (Folie 63) 

Frau Seiler wendet ein, dass die in der Stellungnahme des Landesamtes für Umwelt dargelegte 

Datenlage nicht als belastbar anzusehen sei. In Bezug auf den Heldbock teilt sie die Bewertung 

mit, dass dieses Vorkommen im Rahmen der Standortplanung für die Windenergieanlagen ausrei-

chend berücksichtigt werden könne.  

Herr Dr. Zimmermann hebt die fachliche Expertise des Landesamts für Umwelt hervor. Die Lan-

desplanungsbehörde vertrete die Auffassung, dass die Bewertung der Landesfachbehörde bei der 

Entscheidung über die Ausweisung als Beschleunigungsgebiet nicht in Frage zu stellen sei. 
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Herr Klauber wirft ein, er halte es in diesem Zusammenhang für sinnvoll, die Sachverhaltsmittei-

lungen der Regionalen Planungsstelle zum Tagesordnungspunkt 4.3 „Stand der Ausweisung von 

Beschleunigungsgebieten für die Windenergie an Land gemäß § 28 ROG“ vorzuziehen. Mit Zu-

stimmung des Vorsitzenden geht er zum Sachvortrag dieses Tagesordnungspunkts über. Er teilt 

mit, dass die Bearbeitung der Ausweisung von Beschleunigungsgebieten für die im Sachlichen 

Teilregionalplan Windenergienutzung 2027 festgelegten Vorranggebiete für die Windenergienut-

zung bislang dadurch aufgehalten sei, dass die vom Landesamt für Umwelt erarbeitete Flächenku-

lisse der Gebiete mit landesweit bedeutenden Vorkommen mindestens einer durch den Ausbau 

der Windenergie betroffenen Art (§ 28 Absatz 2 Nummer 2 ROG) noch nicht übermittelt worden 

sei. (Folie 72) Es könne jedoch angenommen werden, dass die jetzt in Bezug auf das VRW 56 

„Mückendorf“ mitgeteilten Bewertungen mit dieser bereits ermittelten Flächenkulisse in Zusammen-

hang stehen. Die Kenntnis dieser Flächenkulisse könne möglicherweise zu einem besseren Ver-

ständnis der vorgenommenen Bewertungen beitragen. 

Herr Gericke äußert die Bewertung, dass die Übereinstimmung mit der kommunalen Planung bei 

der Festlegung des Vorranggebiets von vorrangiger Bedeutung sei, auch ohne die Eigenschaft 

eines Beschleunigungsgebiets. 

Frau Seiler stellt einen Änderungsantrag zur Beschlussvorlage 04/04/02. Der Beschlussan-

trag lautet: 

„Nummer 3 des Beschlussantrags: „Der Regionalvorstand billigt die Entscheidung, das Vorrangge-

biet für die Windenergienutzung VRW 56 „Mückendorf“ nicht als Beschleunigungsgebiet für die 

Windenergie an Land auszuweisen.“ wird aus der Beschlussvorlage 04/04/02 entfernt.“  

Der Vorsitzende bittet um Abstimmung zum Änderungsantrag.  

Abstimmungsergebnis:  

Ja-Stimmen:  2 

Nein-Stimmen: 4 

Enthaltungen:  2 

Der Änderungsantrag zur Beschlussvorlage 04/04/02 ist mehrheitlich abgelehnt.  

Der Vorsitzende ruft die Beschlussvorlage 04/04/02 auf und bittet um Abstimmung 

Der Beschlussantrag lautet: 

„Der Regionalvorstand beschließt: 

1. Der Regionalvorstand beauftragt die Regionale Planungsstelle, den Beschluss einer Satzung 

über die 1. Änderung des Sachlichen Teilregionalplans Windenergienutzung 2027 auf der 

Grundlage des in den textlichen und zeichnerischen Festlegungen unveränderten Entwurfs der 

1. Änderung des Sachlichen Teilregionalplans Windenergienutzung 2027 vom 27. November 

2025 vorzubereiten. 

2. Der Regionalvorstand empfiehlt der Regionalversammlung, den in den textlichen und zeichne-

rischen Festlegungen unveränderten Entwurf der 1. Änderung des Sachlichen Teilregional-

plans Windenergienutzung 2027 vom 27. November 2025 als Satzung zu erlassen. 

3. Der Regionalvorstand billigt die Entscheidung, das Vorranggebiet für die Windenergienutzung 

VRW 56 „Mückendorf“ nicht als Beschleunigungsgebiet für die Windenergie an Land auszu-

weisen.“ 
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Abstimmungsergebnis:  

Ja-Stimmen:  7 

Nein-Stimmen: 0 

Enthaltungen:  1 

Die Beschlussvorlage 04/04/02 ist einstimmig angenommen. 

Der Vorsitzende schließt den Tagesordnungspunkt 4.2 

TOP 4.3 Ausweisung von Beschleunigungsgebieten für die Windenergie an Land 

Der Vorsitzende stellt fest, dass die Informationen zum Stand der Ausweisung von Beschleuni-

gungsgebieten für die Windenergie an Land für die im Sachlichen Teilregionalplan Windenergie-

nutzung 2027 festgelegten Vorranggebiete für die Windenergienutzung von der Regionalen Pla-

nungsstelle im vorangegangenen Tagesordnungspunkt bereits mitgeteilt worden sind. Er fragt, ob 

weiterer Informationsbedarf besteht bzw. ob die Aussprache gewünscht wird. Er stellt fest, dass 

dies nicht der Fall ist und schließt den Tagesordnungspunkt. 

TOP 5  Überörtliche Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung durch das Kommu-

nale Prüfungsamt des Ministeriums des Innern und für Kommunales 

Der Vorsitzende informiert darüber, dass das Kommunale Prüfungsamt beim Ministerium des In-

nern und für Kommunales in seiner Zuständigkeit die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Regi-

onalen Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming geprüft habe. Die überörtliche Prüfung habe sich 

auch auf die Erfüllung der durch Gesetze und Satzungen übertragenen Aufgaben erstreckt und den 

Prüfungszeitraum der Haushaltsjahre 2018 bis 2024 umfasst. 

Die Prüfung wurde mit Bericht vom 05.03.2026 abgeschlossen, der den Mitgliedern des Regional-

vorstands mit den Sitzungsunterlagen übergeben wurde. 

Der Vorsitzende gibt das Wort an Herrn Klauber für einen Sachstandsbericht.  

Herr Klauber teilt eingangs die zusammenfassende Feststellung des Kommunalen Prüfungsamts 

mit, dass der Regionalen Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming im Ergebnis der überörtlichen 

Prüfung eine sparsame Haushalts- und Wirtschaftsführung zu bescheinigen ist. Weiter stellt er die 

wichtigsten Ergebnisse des Prüfberichts vor. Er erläutert Schlussfolgerungen für die zukünftige 

Haushalts- und Wirtschaftsführung. (Folien 73 bis 79) Insbesondere informiert er hinsichtlich der 

Beanstandung 3 in Bezug auf Verstöße gegen § 30 Absatz 5 Nummer 2 KomHKV sowie gegen 

§ 39 Absatz 3 KomHKV darüber, dass zur Erhöhung der inneren Kassensicherheit und der Ver-

meidung von unerlaubten Einflussnahmen auf die Abwicklung von Kassengeschäften weitere tech-

nisch-organisatorische Maßnahmen zur Stärkung des Mehr-Augen-Prinzips und der Überwachung 

getroffen werden. Eine vollständige Trennung des Zahlungsverkehrs und der Buchführung sei kurz-

fristig ohne erhebliche Nachteile für eine verlässliche Erledigung der Kassengeschäfte jedoch nicht 

möglich. Der Empfehlung, zu prüfen, ob dauerhaft eine andere organisatorische Lösung gefunden 

werden kann, werde gefolgt. (Folie 80) 

Er erinnert daran, dass die Regionale Planungsgemeinschaft in der Vergangenheit Aufforderungen, 

nicht verwendete Haushaltsmittel aus der Zuweisung des Landes an die Landeskasse zurückzu-

zahlen, nachgekommen war. Diese Rückzahlungspraxis habe auch dazu geführt, dass seit dem 

Jahresabschluss 2023 nicht verwendete Landesmittel bilanziell vollständig als rückzahlbar darge-

stellt werden. Das kommunale Prüfungsamt empfehle der Regionalen Planungsgemeinschaft, zeit-

nah in einen Erörterungsprozess mit dem Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung einzu-

treten, um die Rückzahlungspraxis zu beenden. Für die Rückforderungen bestehe nach Ansicht 

des Kommunalen Prüfungsamts keine ausreichende Rechtsgrundlage. Weiter sei nach Ansicht des 
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Kommunalen Prüfungsamts eine Dynamisierung der Höhe der Landeszuweisungen nach § 10 Ab-

satz 1 RegBkPIG – beispielsweise aufgrund von Tarifsteigerungen – anzustoßen. (Folien 75, 81 

bis 83) 

Für die Haushaltslage der Regionalen Planungsgemeinschaft bedeute das voraussichtlich, dass 

die für Rückzahlungsverpflichtungen gebildeten Rückstellungen aufgelöst und bilanziell als Eigen-

kapital dargestellt werden könnten. Er erinnert in diesem Zusammenhang an die mittelfristige Haus-

haltsplanung und hebt hervor, dass ohne die angesprochene Dynamisierung der Höhe der Lan-

deszuweisung das Eigenkapital der Regionalen Planungsgemeinschaft voraussichtlich spätestens 

2029 aufgezehrt wäre. 

Der Vorsitzende teilt mit, dass er im Ergebnis des gemeinsamen Abschlussgesprächs die Tätigkeit 

des Kommunalen Prüfungsamts als hilfreich und unterstützend wahrgenommen habe. Es sei ein 

bedeutender Fortschritt, dass die Prüfung eine klare Bewertung der bisher geübten Rückforde-

rungspraxis erbracht habe. Die Hinweise des Kommunalen Prüfungsamts sollten die Grundlage für 

eine langfristige verlässliche Finanzierung der Aufgabenerfüllung der Regionalen Planungsgemein-

schaft bilden. 

Herr Walter erbittet Informationen darüber, ob sich Zahlungsverpflichtungen für die Mitglieder der 

Regionalen Planungsgemeinschaft ergeben. 

Herr Klauber verweist auf Aufforderung des Vorsitzenden auf § 10 RegBkPlG, wonach die Kosten, 

die den Regionalen Planungsgemeinschaften durch die Erfüllung der ihnen übertragenen Aufga-

ben gemäß § 4 Absatz 2 entstehen, durch das Land Brandenburg getragen werden. Die Mitglieder 

träfe keine Zahlungsverpflichtung gegenüber der Regionalen Planungsgemeinschaft. 

TOP 6.1 Änderung der Hauptsatzung der Regionalen Planungsgemeinschaft 

Der Vorsitzende teilt mit, dass im Rahmen der überörtlichen Prüfung vom Kommunalen Rech-

nungsprüfungsamt auch Feststellungen und Hinweise mitgeteilt wurden, die Anlass dafür geben, 

Änderungen an der Hauptsatzung der Regionalen Planungsgemeinschaft vorzunehmen. 

Der Vorsitzende gibt das Wort an Herrn Klauber für einen Sachvortrag.  

Herr Klauber erläutert Änderungen der Hauptsatzung, die vom Kommunalen Prüfungsamt ange-

regt wurden. (Folie 85) In Bezug auf die Haushaltssatzung sei beanstandet worden, dass der Re-

gionalvorstand gemäß § 4 Nummer 2 bis zu einer bestimmten Wertgrenze über überplanmäßige 

und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen entscheiden dürfe. Eine solche Übertra-

gung von Angelegenheiten der Regionalversammlung sei nach § 28 Absatz 2 Nummer 16 der 

Kommunalverfassung unzulässig. Es könne jedoch auf der Grundlage von § 12 Absatz 1 Satz 2 

des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit daran gedacht werden, eine entsprechende 

Regelung in der Hauptsatzung vorzunehmen. Die Regionale Planungsstelle könne nicht zuverläs-

sig einschätzen, ob damit eine rechtskonforme Lösung geschaffen wäre. Aus Sicht der Regionalen 

Planungsstelle sei es voraussichtlich besser, die Möglichkeit in Betracht zu ziehen, zukünftig die 

Wertgrenze, ab der über- und außerordentliche Aufwendungen und Auszahlungen als für die Re-

gionale Planungsgemeinschaft von wesentlicher Bedeutung angesehen werden, anzuheben. (Fo-

lien 85 bis 90) 

Es wird kein Aussprachebedarf angezeigt. 

Der Vorsitzende schließt den Tagesordnungspunkt. 

TOP 6.2 Neufassung der Entschädigungssatzung der Regionalen Planungsgemeinschaft 

Der Vorsitzende teilt mit, dass die Entschädigungssatzung der Regionalen Planungsgemeinschaft 

vom 1. Dezember 2005 einer Aktualisierung bedarf. Von der Regionalen Planungsstelle sei unter 
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Berücksichtigung der „Verordnung über die Aufwandsentschädigungen für ehrenamtliche Mitglie-

der kommunaler Vertretungen und Ausschüsse“ der Entwurf einer Neufassung erarbeitet worden, 

der den Mitgliedern des Regionalvorstands mit den Sitzungsunterlagen übergeben worden sei. 

Der Vorsitzende gibt das Wort an Herrn Klauber für einen Sachstandsbericht.  

Herr Klauber erklärt Änderungen, die mit der Neufassung der Entschädigungssatzung vorgenom-

men werden sollen. Er geht dabei besonders auf die neuen Regelungen in § 6 „Aufwendungen für 

Betreuung“ und § 7 „Antragstellung, Zahlung und Ausschlussfrist“ ein. (Folien 91 bis 94)  

Frau Seiler befürwortet die Überarbeitung, insbesondere die Aufnahme des § 6 „Aufwendungen 

für Betreuung“. 

Herr Gericke gibt den Hinweis, dass sich die „Verordnung über die Aufwandsentschädigungen für 

ehrenamtliche Mitglieder kommunaler Vertretungen und Ausschüsse“ in Änderung befinde. 

Der Vorsitzende sieht darin keinen ausreichenden Grund, die vorgeschlagene Neufassung nicht 

vorzunehmen. 

Es werden keine weiteren Wortmeldungen angezeigt.  

Der Vorsitzende ruft die Beschlussvorlage 04/06/02 auf.  

Der Beschlussantrag lautet: 

„1. Der Regionalvorstand befürwortet die Neufassung der Entschädigungssatzung der Regiona-

len Planungsgemeinschaft gemäß Entwurf vom 30.04.2026. 

2. Der Regionalvorstand beauftragt die Regionale Planungsstelle die Beschlussfassung der Re-

gionalversammlung über die Neufassung der Entschädigungssatzung der Regionalen Pla-

nungsgemeinschaft vorzubereiten.“ 

Abstimmungsergebnis:  

Ja-Stimmen:  8 

Nein-Stimmen: 0 

Enthaltungen:  0 

Die Beschlussvorlage 04/06/02 wurde einstimmig angenommen. 

TOP 6.3  Änderung der Geschäftsordnung der Regionalversammlung 

Der Vorsitzende teilt mit, dass in der Sitzung der Regionalversammlung am 27.11.2025 die Ab-

stimmungen probeweise unter Verwendung von elektronischen Abstimmungsgeräten vorgenom-

men wurden. Die Erprobung habe gezeigt, dass Abstimmungen auf diese Weise effizient, zuver-

lässig und transparent ausgeführt werden können. Es werde daher vorgeschlagen, die Abstim-

mungsgeräte dauerhaft zu verwenden. Um dies zu ermöglichen, sei eine Änderung der Geschäfts-

ordnung der Regionalversammlung erforderlich. Der Verlauf der Sitzung der Regionalversammlung 

am 27.11.2025 gebe darüber hinaus Anlass dafür, die Geschäftsordnung der Regionalversamm-

lung um Regelungen über die namentliche Abstimmung zu ergänzen. 

Der Vorsitzende gibt das Wort an Herrn Klauber für einen Sachvortrag.  

Herr Klauber erinnert an die positiven Erfahrungen mit der Verwendung elektronischer Abstim-

mungsgeräte in der letzten Sitzung der Regionalversammlung. Er teilt mit, dass die Regionale Pla-

nungsstelle das Ministerium für Inneres und Kommunales um Auskunft darüber gebeten habe, wel-

che Anforderungen bei einer dauerhaften Anwendung dieser Technik berücksichtigt werden sollten. 

In Abstimmung mit dem Ministerium für Inneres und Kommunales habe die Gemeinsame 
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Landesplanungsabteilung als zuständige Aufsichtsbehörde mit Schreiben vom 28. April 2026 ge-

antwortet. Herr Klauber informiert über die mitgeteilten Hinweise. (Folie 96) Er hebt hervor, dass 

die Durchführung geheimer Wahlen mittels elektronischer Abstimmungsgeräte nicht zulässig sei. 

Herr Klauber erläutert weiter, dass in § 39 Absatz 1 Satz 3 der Kommunalverfassung vorgesehen 

sei, dass auf Antrag einer in der Geschäftsordnung festzulegenden Anzahl von Mitgliedern der 

Gemeindevertretung namentlich abzustimmen sei. Diese Regelung finde aufgrund des § 12 Ab-

satz 1 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit auf die Regionalversammlung Anwen-

dung. Eine solche Regelung sei in der Geschäftsordnung der Regionalversammlung bislang nicht 

getroffen. Er erläutert, wie dieser Sachverhalt in den Geschäftsordnungen der Kreistage und Stadt-

verordnetenversammlungen der Mitglieder der Regionalen Planungsgemeinschaft geregelt ist. Er 

hebt hervor, dass bei einer Regelung für die Regionalversammlung Havelland-Fläming zu berück-

sichtigen sei, dass nicht alle Mitglieder über die gleiche Stimmenzahl verfügen. Es läge daher nahe, 

auf die Stimmenzahl und nicht auf die Anzahl von Personen abzustellen. Zusammenfassend teilt 

er mit, dass nach Einschätzung der Regionalen Planungsstelle die Festlegung eines Quorums von 

10 Prozent der gesetzlichen Stimmen angemessen und sinnvoll wäre. (Folien 97 bis 100) 

Es werden keine Wortmeldungen angezeigt. Der Vorsitzende ruft die Beschlussvorlage 04/06/03 

auf und bittet um Abstimmung.  

Der Beschlussantrag lautet: 

„Der Regionalvorstand beauftragt die Regionale Planungsstelle, eine Änderung der Geschäftsord-

nung der Regionalversammlung vorzubereiten, durch die folgende Sachverhalte geregelt werden: 

a. Abstimmungen werden in den Sitzungen der Regionalversammlung unter Verwendung elekt-

ronischer Abstimmungsgeräte vorgenommen. 

b. Die Anzahl von Mitgliedern der Regionalversammlung auf deren Antrag namentlich abzustim-

men ist.“ 

Abstimmungsergebnis:  

Ja-Stimmen:  8 

Nein-Stimmen: 0 

Enthaltungen:  0 

Die Beschlussvorlage 04/06/03 ist einstimmig angenommen. 

TOP 6.4  Anwendung von Regelungen der Geschäftsordnung der Regionalversammlung 

für die Sitzungen des Regionalvorstands 

Der Vorsitzende teilt mit, dass sich der Regionalvorstand bisher keine Geschäftsordnung gegeben 

habe. Mit der Beschlussvorlage 04/06/04 werde beantragt, für die Einladung zu den Sitzungen des 

Regionalvorstands die Regel der Geschäftsordnung der Regionalversammlung zu übernehmen, 

dass Sitzungsunterlagen nur auf der Webseite der Regionalen Planungsgemeinschaft zur Verfü-

gung gestellt werden. Dadurch würde der Versand von Druckstücken zukünftig entfallen. 

Auf Nachfrage werden keine Wortmeldungen angezeigt. Der Vorsitzende ruft die Beschlussvor-

lage 04/06/04 auf und bittet um Abstimmung.  

Der Beschlussantrag lautet: 

„Der Regionalvorstand beschließt, die Regelungen des § 1 Absatz 6 der Geschäftsordnung der 

Regionalversammlung vom 29.10.2020 für die Sitzungen des Regionalvorstands entsprechend an-

zuwenden.“ 
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Abstimmungsergebnis:  

Ja-Stimmen:  8 

Nein-Stimmen: 0 

Enthaltungen:  0 

Die Beschlussvorlage 04/06/04 ist einstimmig angenommen. 

Der Vorsitzende schließt den Tagesordnungspunkt 6. 

TOP 7 Einwohnerfragestunde 

Der Vorsitzende teilt mit, dass keine Fragen bei der Regionalen Planungsstelle eingegangen sind. 

TOP 8 Verschiedenes (Mitteilungen, Anfragen und Termine) 

Der Vorsitzende teilt mit, dass die nächste Sitzung der Regionalversammlung am 25.06.2026 in 

Teltow stattfinden wird.  

Nachdem kein weiterer Mitteilungsbedarf angezeigt wird, schließt der Vorsitzende den Tagesord-

nungspunkt 8. Er bedankt sich bei den anwesenden Gästen für ihr Interesse und beendet den öf-

fentlichen Teil der Sitzung des Regionalvorstands. Er fordert zum Herstellen der Nichtöffentlichkeit 

auf. 

 

 

 

Marko Köhler  Susann Kaiser 

Vorsitzender des Regionalvorstands  für das Protokoll 

 

 

Anlage: 

Kopien der Präsentationen der Regionalen Planungsstelle 


